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ÄNDERUNGSANTRAG 
 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
 
zu der Beschlussempfehlung des Ausschusses für Inneres und Bau 
(2. Ausschuss) 
- Drucksache 8/6202 - 
 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung 
- Drucksache 8/5314 - 
 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesbeamtengesetzes, des Landes-
disziplinargesetzes und des Landesbesoldungsgesetzes 
 

 

 

 

 

 

 

Der Landtag möge beschließen: 

 

Artikel 1 wird wie folgt geändert: 

 

1. Nummer 20 wird wie folgt gefasst: 

 

„20. § 18a wird wie folgt geändert: 

 

a) In der Überschrift werden nach dem Wort „Höchstaltersgrenzen“ ein Komma und 

das Wort „Verordnungsermächtigung“ eingefügt. 

 

b) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „40. Lebensjahr“ durch die Angabe 

„45. Lebensjahr“ ersetzt. 

 

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „43. Lebensjahr“ durch die Angabe „48. Lebensjahr“ 

ersetzt. 
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bb) Satz 2 Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

 

„2. wegen der tatsächlichen Pflege von nach einem Gutachten pflegebedürftigen 

sonstigen nahen Angehörigen, insbesondere von Eltern, Schwiegereltern, 

Ehegattinnen oder Ehegatten, eingetragenen Lebenspartnerinnen oder 

Lebenspartnern oder deren Eltern sowie von Geschwistern und volljährigen 

Kindern verzögert, so erhöht sich die Höchstaltersgrenze nach Absatz 1 

Satz 1 und Satz 1 um die Zeit der Betreuung oder Pflege, höchstens jedoch 

um sechs Jahre, in den Fällen des Satzes 1 um höchstens drei Jahre.“ 

 

d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 

„(4) Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 gelten nicht in den Fällen, in denen die 

Voraussetzungen des § 9 Absatz 8 des Soldatenversorgungsgesetzes vorliegen, und 

für Personen, die im Besitz eines Eingliederungs- oder Zulassungsscheins nach § 13 

des Soldatenversorgungsgesetzes sind.“ 

 

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „35. Lebensjahr“ durch die Angabe „40. Lebens-

jahr“ ersetzt. 

 

bb) In Satz 3 wird die Angabe „38. Lebensjahr“ durch die Angabe „43. Lebens-

jahr“ ersetzt. 

 

f) In Absatz 7 Satz 1 werden vor dem Wort „Arbeitnehmer“ die Wörter „Arbeit-

nehmerinnen und“ eingefügt und die Angabe „45. Lebensjahr“ durch die Angabe 

„50. Lebensjahr“ ersetzt. 

 

g) Absatz 8 wird wie folgt geändert:  

 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

 

aaa) In Nummer 1 werden vor dem Wort „Bewerber“ die Wörter „Bewerbe-

rinnen und“ und vor dem Wort „Bewerbern“ die Wörter „Bewerberinnen 

und“ eingefügt. 

 

bbb) In Nummer 2 werden vor dem Wort „Bewerbern“ die Wörter 

„Bewerberinnen und“ eingefügt. 

 

bb) In Satz 2 werden die Wörter „des Finanzministeriums“ durch die Wörter „der 

für Finanzen zuständigen obersten Landesbehörde“ ersetzt. 

 

h) Absatz 9 wird aufgehoben.“ 
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2. Nach Nummer 66 wird folgende Nummer 67 eingefügt: 

 

‚67. Nach § 64b wird folgender § 64c eingefügt: 

 

„§ 64c 

Familienstartzeit 

 

(1) Beamtinnen und Beamte sind nach der Geburt eines 

1. eigenen Kindes, 

2. Kindes, für das die erklärte Anerkennung der Vaterschaft nach § 1594 Absatz 2 

des Bürgerlichen Gesetzbuches noch nicht wirksam oder über die von ihm 

beantragte Vaterschaftsfeststellung nach § 1600d des Bürgerlichen Gesetzbuches 

noch nicht entschieden ist, 

3. Kindes des Ehegatten/der Ehegattin bzw. eines Partners/einer Partnerin nach dem 

Lebenspartnerschaftsgesetz, 

4. Kindes, das sie in Vollzeitpflege nach § 33 des Achten Buches Sozialgesetzbuch 

aufgenommen haben, 

5. Kindes, das mit dem Ziel der Annahme als Kind aufgenommen wurde, 

6. Kindes einer alleinerziehenden gebärenden Person, deren erklärter Wille die 

Unterstützung durch den Beamten oder die Beamtin ist, 

zehn Arbeitstage unter Fortzahlung der Bezüge vom Dienst freizustellen. 

 

(2) Die Inanspruchnahme ist nach Bekanntwerden der Umstände beim Dienst-

vorgesetzten anzuzeigen. Ein entsprechender Nachweis über das Kindschafts-

verhältnis bzw. die Erklärung der alleinerziehenden Person sind vorzulegen.“‘ 

 

3. Die bisherige Nummer 67 wird Nummer 68. 

 

4. Die bisherige Nummer 68 wird Nummer 69 und in Buchstabe b werden die Wörter „wenn 

zwingende dienstliche Gründe nicht entgegenstehen“ gestrichen. 

 

5. Die bisherigen Nummern 69 bis 81 werden die Nummern 70 bis 82. 

 

6. Die bisherige Nummer 82 wird Nummer 83 und § 80a Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

 

„(3) Die pauschale Beihilfe bemisst sich nach der Hälfte des nachgewiesenen Kranken-

versicherungsbeitrages, bei privater Krankenversicherung jedoch höchstens nach dem 

hälftigen Beitrag einer Krankenversicherung im Basistarif und wird monatlich zusammen 

mit den Bezügen gewährt.“ 

 

7. Die bisherigen Nummern 83 bis 121 werden die Nummern 84 bis 122. 

 

 

 

 
Constanze Oehlrich und Fraktion 
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Begründung: 
 
 
Zu Nummer 1 

 

In Nummer 20 des Gesetzentwurfes sieht die Landesregierung bisher nur redaktionelle 

Änderungen vor. Vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels und der zunehmenden 

Schwierigkeiten, Stellen angemessen besetzen zu können, ist jedoch eine Anhebung der 

Höchstaltersgrenzen in § 18a dringend geboten. In allen Ländern in der näheren Umgebung 

Mecklenburg-Vorpommerns (Berlin, Brandenburg, Hamburg, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt, 

Schleswig-Holstein) liegt etwa die Höchstaltersgrenze für die Verbeamtung mindestens bei 

45 Jahren. Daher wird nach dem Beispiel u. a. Schleswig-Holsteins beantragt, die bestehenden 

Altersgrenzen pauschal um fünf Jahre zu erhöhen. 

 

 
Zu Nummer 2 

 

Die Familienstartzeit ist eine zweiwöchige vergütete Freistellung in der Regel für das nicht 

gebärende Elternteil nach der Geburt eines Kindes. Eine Pflicht zur Einführung der Familien-

startzeit ergibt sich für die Mitgliedstaaten aus der sogenannte EU-Vereinbarkeitsrichtlinie 

(Richtlinie (EU) 2019/1158 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019). 

Eine Umsetzung im Bundesrecht steht jedoch noch aus. Das Verwaltungsgericht Köln hat vor 

wenigen Monaten geurteilt, dass die Richtlinie in Sachen Familienstartzeit unmittelbar anwend-

bar und entsprechender Urlaub zu gewähren ist (Urteil vom 11. September 2025 – 15 K 

1556/24). Solange die Rechtslage nicht angepasst wird, ist daher mit weiteren Klageverfahren, 

auch in Mecklenburg-Vorpommern, zu rechnen. 

Aber auch unabhängig von europarechtlichen Fragen ist die Einführung einer Familienstartzeit 

im Interesse des Landes: Mit einer entsprechenden Regelung im Landesbeamtengesetz könnte 

das Land Mecklenburg-Vorpommern eine Vorreiterrolle in Sachen Familienfreundlichkeit und 

Attraktivität des öffentlichen Dienstes einnehmen. 

 

 
Zu Nummer 4 

 

Urlaub ohne Dienstbezüge zur Pflege oder Betreuung soll nach § 66 Absatz 2 des Gesetz-

entwurfes künftig nur noch gewährt werden können, wenn zwingende dienstliche Gründe nicht 

entgegenstehen. Der Deutsche Gewerkschaftsbund befürchtet in seiner Stellungnahme zu dem 

Entwurf Nachteile für Beamtinnen und Beamte in Bereichen, die unter einer angespannten 

Personalsituation leiden. Hier sollte die aktuelle Rechtslage fortgelten. 

 

 
Zu Nummer 6 

 

In § 80a Absatz 3 des Gesetzentwurfes wird festgelegt, dass sich die Bemessung der pauschalen 

Beihilfe bei der beihilfeberechtigten Person auf den auf die Besoldung oder die Versorgungs-

bezüge entfallenden Beitragsanteil beschränkt, soweit sich die Höhe des Beitrages nach der 

Höhe des Einkommens bestimmt. Der Deutsche Gewerkschaftsbund weist in seiner Stellung-

nahme darauf hin, dass in Hamburg die Hälfte des nachgewiesenen Krankenversicherungs-

beitrages erstattet wird. Eine entsprechende Regelung wäre auch in Mecklenburg-Vorpommern 

angebracht. 


